
 

 

 

 

 

 

 

Medienmitteilung 

 

Falscher Zeitpunkt Überführung E-Voting in den ordentlichen Betrieb 

 

Solothurn, 23. April 2019 – Der Regierungsrat lehnt in seiner Ver-

nehmlassungsantwort an die Bundeskanzlei die Überführung der 

elektronischen Stimmabgabe in den ordentlichen Betrieb zum jetzi-

gen Zeitpunkt ab. Nach Abschluss des Intrusionstests ist die Unsicher-

heit gross, viele Fragen sind offen und das Vertrauen in die Sicherheit 

konnte nicht gesteigert werden. 

 

Mit der Änderung des Bundesgesetzes über die politischen Rechte soll die 

elektronische Stimmabgabe in den ordentlichen Betrieb überführt werden. 

Der Regierungsrat begrüsst es grundsätzlich, dass zukünftig ein klarer rechtli-

cher Rahmen für den Einsatz von E-Voting geschaffen werden soll. Jedoch ist 

aus seiner Sicht der Zeitpunkt, den Versuchsbetrieb zu beenden und den or-

dentlichen Betrieb einzuführen, falsch. Bevor die rechtlichen Grundlagen be-

raten und beschlossen werden, müssen die technischen Unsicherheiten und 

offenen Fragen geklärt werden. Der Regierungsrat schlägt vor, das weitere 

Vorgehen ohne Zeitdruck unter Einbezug aller Akteure festzulegen, den Ver-

nehmlassungsentwurf zu überarbeiten und zu einem späteren Datum den 

Kantonen erneut zur Vernehmlassung vorzulegen. 

 

Dabei muss dem Aspekt der Sicherheit höchste Priorität beigemessen werden. 

Dieser ist zentral für das Vertrauen der Bevölkerung in den dritten Stimmka-

nal und damit für den Erfolg der Umsetzung von E-Voting.  
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Der Regierungsrat ist gegen ein Moratorium, da ein solches die technische 

Weiterentwicklung im Bereich E-Voting stoppen würde und die bisherigen 

Investitionen und Erfahrungen verloren gingen. Der aktuelle Versuchsbetrieb 

soll zu den bestehenden Konditionen aufrechterhalten werden. Für die Kan-

tone, welche das Postsystem einsetzen, müssen zuerst die festgestellten Män-

gel behoben werden. Dieses soll erst wieder eingesetzt werden, sobald der 

Nachweis über die notwendigen Korrekturen und Kontrollmassnahmen vor-

liegt.  

 

 

 

Ausgangslage E-Voting Kanton Solothurn: 

Zwischen 2010 und 2015 konnten die Auslandschweizer im Kanton Solothurn 

elektronisch abstimmen. Nach dem negativen Entscheid des Bundesrates im 

August 2015 zum Einsatz des eingesetzten E-Voting-Systems anlässlich der 

Wahlen 2015, haben sich die Staatsschreiber der betroffenen neun Kantone 

entschieden, das eingesetzte E-Voting-System nicht weiter zu betreiben. Das 

Gesuch wurde vom Bundesrat aufgrund einer festgestellten Lücke beim 

Schutz des Stimmgeheimnisses abgelehnt. Seit 2015 bietet der Kanton Solo-

thurn kein E-Voting für Auslandschweizer mehr an. Seither verfolgt der Kan-

ton Solothurn die politischen Diskussionen in den anderen Kantonen und auf 

eidgenössischer Ebene und die Entwicklung der beiden in der Schweiz einge-

setzten Systeme.  

 

 

  

 

 


